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1. Nachtragshaushaltsatzung 
des Landkreises Barnim für das Haushaltsjahr 2026 

 
 

Gemäß § 70 i. V. m. § 65 der Brandenburgischen Kommunalverfassung wird nach Beschluss des Kreista-
ges vom 23. September 2026 folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen: 

 
 

§ 1 
 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden die bisher festgesetzten Gesamtbeträge wie folgt geändert: 
 

Festsetzung 
 

von bisher erhöht (+) /  
vermindert (-) um 

und damit ein-
schließlich Nach-
träge festgesetzt 

auf 

EUR EUR EUR 

1. im Ergebnishaushalt der Gesamtbetrag der      

    

Erträge 516.599.600  -4.815.000  511.784.600  

Aufwendungen 546.963.300  4.138.600  551.101.900  

    

davon:    

ordentliche Erträge 516.599.600  -4.815.000  511.784.600  

ordentliche Aufwendungen 546.963.300  4.138.600  551.101.900  

    

außerordentliche Erträge 0  0  0  

außerordentliche Aufwendungen 0  0  0  

    

Gesamtergebnis -30.363.700  -8.953.600  -39.317.300  

2. im Finanzhaushalt der Gesamtbetrag der    

    

Einzahlungen 580.750.900  -4.815.000  575.935.900  

Auszahlungen 606.350.700  4.341.800  610.692.500  

    

davon:    

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätig-
keit 

510.331.400  -4.815.000  505.516.400  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätig-
keit 

533.882.200  4.341.800  538.224.000  

    

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit  11.214.900  0  11.214.900  

Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 70.455.300  0  70.455.300  

    

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit  59.204.600  0  59.204.600  

Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit  
 

2.013.200  0  2.013.200  

Veränderung des Bestandes an Finanzmit-
teln 

-25.599.800  -9.156.800  -34.756.600  

 
 



 

 

2    

§ 2 
 

Ein Haushaltssicherungskonzept ist nicht aufzustellen. 
 

§ 3 
 

Der Umlagesatz der Kreisumlage bleibt unverändert. 
 

 
§ 4 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Investitionsauszahlungen und Aus-
zahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Haushaltsjahren wird nicht geändert.  
 

 
§ 5 

 
Der Gesamtbetrag der bisher vorgesehen Kreditaufnahmen zur Finanzierung von Investitionen und Inves-
titionsförderungsmaßnahmen wird nicht verändert. 

 
§ 6 

 
1. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden nicht verändert. 

 
2. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als für die Gemeinde von wesent-
licher Bedeutung angesehen werden, wird nicht geändert. 
 
3. Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der Investitionen und Investitionsför-
dermaßnahmen im Finanzhaushalt einzeln dazustellen sind, wird nicht geändert. 
 
4. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen der 
vorherigen Zustimmung des Kreistages bedürfen, wird nicht geändert. 
 

 
 

 
Eberswalde, den 25. September 2026  
 
gez. Daniel Kurth 
Landrat 


